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Reinhold Jost

wie schnell man beim Kauf all  dieser 
schönen Dinge in die Schuldenfalle gera­
ten kann. Junge Menschen sollten um 
die Gefahren des bargeld losen Zahlungs­
verkehrs  wissen. Sie sollten darüber 
informiert sein, was langfristige  Verträge 
mit sich bringen und wie man mit  seinem
Budget sinnvoll umgeht. Auch die richtige
Vorsorge und Absicherung ist dabei ein 
wichtiger Themenbereich.

Die Mittel für das Projekt „Wirtschaftli­
cher Verbraucherschutz“ werden  anteilig 
von der Bundes regierung und den 
 Bundesländern zur Verfügung gestellt. 
Sie ermöglichen den Verbraucherzent­
ralen auch in diesem Jahr, Sie mit dieser 
VerbraucherZeitung, durch Aktionen, 
 Veranstaltungen, Veröffentlichungen in 
den Medien und persönliche Gespräche 
zu diesen Themen aufzuklären und  
zu informieren. Wenden Sie sich mit 
Ihren Fragen gerne an Ihre Verbraucher­
zentrale!
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Verbraucherschutz auf den Punkt gebracht
Von Reinhold Jost, Minister für Umwelt und Verbraucherschutz 

Mitunter täglich können wir von 
unseren misslichen Erfahrungen 
berichten: Dieser Artikel im Super­
markt ist nicht richtig ausgezeich­
net, das führt doch in die Irre.  
Ich glaube, bei meiner Immobilien­
finanzierung bin ich schlecht bera­
ten worden. Die Flatrate­Angebote 
für mein Smartphone sind aber 

wirklich schwer zu vergleichen. 
Diese täglichen Werbeanrufe sind 
total lästig. Meine Flugreise hatte 
Verspätung, und ich saß stunden­
lang auf dem Flughafen fest.
Es gibt wenige politische Themen, 
die so nahe an den Bürgerinnen 
und Bürgern sind wie die Verbrau­
cherschutz­Themen. Jeder ist in 
seinem Alltag betroffen. Der Ver­
braucherzentrale werden immer 
wieder Missstände, Mängel oder 
auch Täuschungen vorgetragen, 
ob bei den täglichen Einkäufen 
oder bei Bankgeschäften, bei Tele­
kommunikationsverträgen mit 
Flatrate­Angeboten, bei Werbun­
gen am Telefon, bei der Buchung 

der Urlaubsreise, beim Immobilien­
kauf. Die Liste ließe sich beliebig 
fortsetzen. Die Verbraucherzent­
rale als Sensor für Missstände im 
wirtschaftlichen Gleichgewicht ist 
deshalb unverzichtbar – auch für 
unser politisches Handeln.
Denn diese Probleme werden nicht 
weniger. Sie werden in Zukunft 
noch zunehmen. Je globaler wir 
wirtschaften und je komplexer 
sich die Technik entwickelt, umso 
schwieriger wird es für die Verbrau­
cherinnen und Verbraucher, sich 
nicht nur im täglichen Waren­ und 
Dienstleistungsverkehr zurecht­
zufinden, sondern auch im Streit­
fall zu ihrem Recht zu kommen. 
Das Ungleichgewicht zwischen Ver­
brauchern und der Wirtschaft wird 
zunehmen. Gewinnsteigerung um 
jeden Preis erfolgt immer häufiger 
auf Kosten der Verbraucherinnen 
und Verbraucher. Wirtschaft und 
Unternehmen handeln global, und 
der Warenverkehr mit dem Verbrau­
cher vollzieht sich lokal. Es liegt in 
der Natur des Systems, dass die 
 Verbraucherinnen und Verbraucher 
darin immer zunächst die schlech­
teren Karten haben. 
Es ist die Aufgabe des Wirtschaft­
lichen Verbraucherschutzes, den
wir gemeinsam mit der Verbraucher­
zentrale gezielt anpacken, sich 
dieses Ungleichgewichts im Inte­
resse der Verbraucherinnen und 
 Verbraucher anzunehmen. Der 
 Wirtschaftliche Verbraucherschutz 
ist neben dem Gesundheitlichen 
und  Technischen Verbraucher­
schutz ein wesentlicher Teil unserer 

Verbraucherschutzpolitik. Wir arbei­
ten dabei auf den unterschiedlichs­
ten  Ebenen. Zunächst gilt es, im 
Rahmen unserer Gesetzgebungs­
möglichkeit dort regulierend einzu­
greifen, wo wir feststellen, dass die
Verbraucherinnen und Verbrau­
cher benachteiligt werden oder wo 
Gefahr besteht, dass diese sozu­
sagen „über den Tisch gezogen 
werden“.
So wurde beispielsweise die Buß­
geldgrenze bei unerlaubten Werbe­
anrufen durch den Gesetzgeber 
bereits 2013 versechsfacht. Bei Zu­
widerhandlung riskiert der Werbe­
anrufer heute eine Höchststrafe von 
300.000 Euro.
Aktuell hat sich das Saarland auf 
der Verbraucherschutzminister­
konferenz dafür eingesetzt, eine 
Revision der EU­Flugrechteverord­
nung verbraucherfreundlich aus­
zugestalten. Die Verbesserung der 
Transparenz bei Telefon­Flatrates ist 
ein weiteres Thema, mit dem sich 
die Verbraucherschutzminister der 
Länder noch intensiv beschäftigen 
müssen.
Die Absicht des Bundes, nicht nur 
an die Tätigkeit von Vermittlern von 
Immobilienkrediten, sondern auch 
an die Tätigkeit von Vermittlern 
sonstiger Verbraucherdarlehens­
verträge höhere gesetzliche Anfor­
derungen zu stellen, wird von uns 
konstruktiv begleitet.
Den von der Bundesregierung für 
Mitte dieses Jahres angekündigten 
Referentenentwurf zu einem Gesetz 
für ein „Girokonto für Jedermann“ 
begrüße ich ausdrücklich, weil 

Projekt „Wirtschaftlicher Verbraucherschutz“
In dieser Sonderausgabe der Verbrau­
cherZeitung erfahren Sie alles Wissens­
werte zu unserem Projekt „Wirtschaftli­
cher Verbraucherschutz“. 
In diesem Jahr legen wir ein besonderes 
Augenmerk auf die Verbraucherprobleme 
am Energiemarkt, den Unlauteren Wett­
bewerb und unseriöse Inkassopraktiken 
sowie die Information und Sensibilisie­
rung Minderjähriger und junger Erwachse­
ner zum bewussten Umgang mit den eige­
nen Finanzen und dem Thema Mobilität.

Hier ein kleiner Überblick zu den Themen 
des Projekts, über die wir Sie mit dieser 
VerbraucherZeitung informieren wollen:

Energiemarkt 
Seit dem 1. Mai 2015 ist der Energieaus­
weis Pflicht. Der Ausweis erlaubt jedoch 
keinen unmittelbaren Rückschluss auf 
den tatsächlich auftretenden Energiever­
brauch und die Energiekosten, weil diese 
von vielen Faktoren abhängen, die sich im 

Ausweis nicht abbilden lassen. Für Ver­
braucher heißt es daher, auch weiterhin 
nach günstigen Energietarifen zu suchen. 
Das ist bei der Vielzahl der Angebote aber 
gar nicht so einfach. Tarifrechner können 
da zwar helfen, aber auch diese  schützen 
nicht per se vor intransparenten Vertrags­
bedingungen oder Problemen beim An­
bieterwechsel. 
Wenn Sie schon mal den Anbieter ge­
wechselt haben, interessieren uns Ihre 
Erfahrungen. Wir würden uns freuen, 
wenn Sie an unserer  Onlineumfrage zum 
Wechsel des Energieversorgers teilneh­
men. Folgen Sie dem Link www.vz­saar.
de/umfrage­energieanbieterwechsel.

Unlauterer Wettbewerb und  unseriöse 
 Inkassoforderungen
Haben Sie auch schon mal eine Inkasso­
forderung erhalten, bei der Sie sich nicht 
sicher waren, ob diese berechtigt ist? 
Wir informieren Sie gern über unseriöse 
Praktiken und zeigen Ihnen auf, woran 

man eine berechtigte oder unberechtigte 
Forderung erkennen kann und wie Sie auf 
ein Schreiben des Inkassounternehmens 
reagieren sollten.
In einer Aktion möchten wir  Erkenntnisse 
darüber gewinnen, ob Verbraucher von 
den Neuregelungen zu den Informations­
pflichten der Inkassounternehmen pro­
fitieren und ob nicht registrierte und 
unseriöse Unternehmen weiterhin aktiv 
sind. Dazu erfassen wir noch bis zum 
31. August Ihre Beschwerden und werten 
diese anschließend aus. Die sich daraus 
ergebenden Missstände werden wir ans 
Licht bringen und politisches Handeln 
einfordern. 

Junge Erwachsene: Richtiger Umgang  
mit den eigenen Finanzen
Junge Menschen haben heutzutage die 
Qual der Wahl zwischen unzähligen Ange­
boten teurer Markenkleidung, kostspieli­
ger Elektronikgeräte und tollen Autos. 
Doch sie sind oft nicht darauf  vorbereitet, 

 dieses Thema auch eine Forderung 
aus dem Koalitionsvertrag erfüllt, 
der dem Handeln der saarländi­
schen Landesregierung zu Grunde 
liegt. 
Aber nicht nur gesetzgeberisch 
nimmt das Ministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz die Interes­
sen saarländischer Verbraucherin­
nen und Verbraucher wahr. 
Wir wollen in Zusammenarbeit mit 
der Verbraucherzentrale auch mög­
lichst zeitnah informieren und auf­
klären. Sowohl über die Homepage 
des Ministeriums im Themenportal 
„Verbraucherschutz“ (www.ver­
braucherschutz.saarland.de) sind 
aktuelle Informationen und Hinwei­
se für Verbraucherinnen und Ver­
braucher zu finden, als auch über 
die Homepage der Verbraucher­
zentrale (www.vz­saar.de). Die Bro­
schüre „Verbraucherrechte im Rei­
severkehr“  unseres Ministeriums 
gibt den Reise willigen wichtige 
Hinweise zu Bahn­, Flug­, Bus­ und 
 Schiffsreisen an die Hand. Verbrau­
cherschutz braucht aber gerade in 
unserer modernen,  schnelllebigen 
Welt auch den aufmerksamen 
 Bürger. Deshalb appelliere ich an 
die Wachsamkeit der Verbrauche­
rinnen und Verbraucher. Seien Sie 
kritisch, lassen Sie sich nicht ver­
unsichern, fragen Sie nach und 
nutzen Sie die Informationen, die 
Ihnen das Ministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz und die 
Verbraucherzentrale des Saar­
landes e. V. zur Verfügung stellen. 
Gemeinsam machen wir uns für 
Ihre Belange stark.
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Der Europäische Gerichtshof verbannt  
die Preisänderungsregelungen der Strom- und  
Gasanbieter für die Grundversorgung
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müssen ihre Kunden in der Grundver­
sorgung, so genannte Tarifkunden, 
vor Preiserhöhungen genau über de­
ren Grund und Umfang informieren. 
Das hat der Europäische Gerichts­
hof (EuGH) in seinem Urteil (Rechts­
sachen C­359/11 und C­400/11) vom 
23. Oktober 2014 festgestellt und da­
mit Rechtsnormen verbannt, nach de­
nen Energieversorger die Preise ein­
seitig anheben konnten. Die bis dahin 
geltenden gesetzlichen Preisände­
rungsregelungen – sie wurden mit 
Wirkung vom 30.  Oktober 2014 durch 
neue Regelungen ersetzt –  seien un­
vereinbar mit europäischem Recht. 
Sie würden nicht gewährleisten, dass 
Verbraucher rechtzeitig über Anlass, 

Voraussetzungen und Umfang einer 
Preisänderung informiert würden, 
bevor diese in Kraft tritt. Für Verbrau­
cher in der Strom­ und Gasgrundver­
sorgung bedeutet dies, dass die in 
der Vergangenheit erfolgten Preiser­
höhungen unwirksam sind. Grund­
versorger ist in der Regel das örtliche 
Stadtwerk oder ein großes Verbund­
unternehmen, welches die Kunden 
nach den gesetzlichen Regelungen 
der Strom­ bzw. Gasgrundversor­
gungsverordnung zu Allgemeinen 
Preisen beliefert. Wer mit seinem 
örtlichen Grundversorger bewusst 
 einen anderen Vertrag abgeschlos­
sen oder einen anderen Tarif verein­
bart hat oder wer zu einem  anderen 

Zum diesjährigen Weltverbraucher­
tag am 15. März stand das Thema 
„Energiepreise“ im Fokus der ver­
braucherpolitischen Arbeit der Ver­
braucherzentralen. Zu diesem The­
ma wurden rund um den 15. März 
verschiedene Infoveranstaltungen 
durchgeführt und Vorträge ange­
boten. Verbraucher konnten sich so 
 viele nützliche Informationen und 
Tipps zu Themen wie Anbieterwech­
sel, Ärger mit Versorgern oder Ener­
gieeffizienz einholen.

Ein Schwerpunkt bildete dabei die 
 Information über die aktuelle Recht­
sprechung zu Preisänderungsre­
gelungen. Strom­ und Gasanbieter 
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Wie lange dauert der Wechsel wirklich? 

Fristen beim Wechsel des Stromanbieters
Viele Verbraucher sind aufgrund der 
unterschiedlichen Wechsel­ und Kün­
digungsfristen verunsichert, glauben 
sie doch häufig, dass das  gesamte 
Wechselprozedere vom Zeitpunkt 
der Kündigung beziehungsweise des 
Vertragsschlusses bis zum tatsäch­
lichen Lieferbeginn nicht länger als 
drei beziehungsweise fünf Wochen 
dauern dürfe. Dem ist aber keines­
wegs so. Hinzu kommt: Verbraucher 
sehen sich – je nachdem, ob sie sich 
in der Grundversorgung oder im Son­
dervertragsverhältnis befinden – mit 
unterschiedlichen Kündigungsbe­
dingungen und Fristen konfrontiert.
Laut Energiewirtschaftsgesetz 
(§ 20 a EnWG) und den Festlegungen 
der Bundesnetzagentur („Geschäfts­
prozesse zur Kundenbelieferung mit 
Elektrizität – GPKE“) beträgt die ma­
ximale Frist für den Lieferantenwech­
sel drei Wochen. Diese Frist läuft 
 allerdings erst ab dem Zeitpunkt des 
Zugangs der Anmeldung zur Netz­
nutzung durch den neuen Lieferan­
ten beim Netzbetreiber, an dessen 
Netz die Entnahmestelle des Ver­
brauchers angeschlossen ist. Das 
bedeutet: Ausschlaggebend ist nicht 
der Tag, an dem der Verbraucher sein 
Vertragsangebot gegenüber dem 
neuen Lieferanten abgibt. Die Frist 
läuft auch noch nicht, wenn es zum 
Vertragsschluss mit dem neuen An­
bieter gekommen ist, sondern erst, 
wenn der neue Lieferant den Antrag 
bearbeitet hat und der Netzbetreiber 
die Anmeldung zur Netznutzung er­
halten hat. Verbraucher müssen sich 
also darauf einstellen, dass das ge­
samte Wechselprozedere länger als 
drei Wochen dauern wird. Vor allem 
können Kunden selbst gar nicht her­
ausfinden, wann der neue Energiean­
bieter tätig wird. Damit im Falle von 
Verzögerungen nachvollzogen wer­
den kann, wer diese zu vertreten hat, 
ist der Netzbetreiber verpflichtet, 
den Zeitpunkt des Zugangs der An­
meldung zu dokumentieren.
Wenn Verbraucher ein Formular 
zum Anbieterwechsel unterschrie­
ben haben, ist damit in der Regel 
noch kein rechtlich bindender Ver­
trag zustande gekommen. Es handelt 
sich um eine Willenserklärung sei­
tens des Verbrauchers, die vom neu­
en Lieferanten angenommen wer­
den muss. Der neue Lieferant steht 
in der Pflicht, für einen zügigen und 
unentgeltlichen Wechsel zu sorgen. 
Er hat dem Kunden unverzüglich (in­
nerhalb von fünf Tagen) in Textform 
– das heißt, per Brief, Fax oder E­Mail 
– zu bestätigen, ob und zu welchem 
Termin er eine vom Verbraucher ge­
wünschte Belieferung aufnehmen 
kann. Reagiert der neue Anbieter 
nicht oder verändert er nochmals 
den Preis, dann sind die Kunden an 
ihr  ursprüngliches Vertragsangebot 
nicht mehr gebunden und können 
sich einen neuen Anbieter suchen. 
Doch Vorsicht: Davon wird der Ver­
sorger nicht unbedingt ausgehen, so 
dass Streit vorprogrammiert ist.

Unterschiedliche Kündigungs­
fristen
Die Kündigung des alten Vertrags er­
folgt erst dann, wenn alle Fragen des 
Wechselvorgangs geklärt sind und 
damit der Lieferbeginn feststeht. 
Dabei ist vor allem die für den bishe­
rigen Vertrag geltende Kündigungs­
frist zu beachten.
Verbraucher, die bislang noch  keinen
Lieferantenwechsel  vorgenommen 
und mit ihrem ortsansässigen Ver­

sorger auch nie ein anderes Ver­
tragsmodell (zum Beispiel güns­
tigere Preise, Laufzeiten usw.) 
vereinbart haben, werden in der Re­
gel im Status „Haushaltskunde in 
der Grundversorgung“ geführt. Be­
reits seit dem 10. Mai 2012 gilt in der 
Grundversorgung eine Kündigungs­
frist von zwei Wochen. Im Falle  einer 
Änderung der „allgemeinen  Preise“ 
oder ergänzender Bedingungen 
kann der Vertrag sogar ohne Einhal­
tung einer Kündigungsfrist zum Zeit­
punkt des Wirksamwerdens der 
Änderung gekündigt werden. 
Haben Verbraucher einen Sonder­
vertrag, sind die dort vereinbarten 
Grundlaufzeiten und Kündigungs­
fristen zu beachten. Die meisten 
Energielieferverträge erlauben  eine 
Kündigung zum Monatsende, zuvor 
muss eine meist  mehrwöchige
Kündigungsfrist abgewartet werden.
Das verzögert den Wechselprozess.
Eine längere Kündigungsfrist als 
drei Monate zum jeweiligen Ver­
tragsende ist unwirksam. Im  Falle 
der einseitigen Änderung der Ver­
tragsbedingungen (dazu zählen ins­
besondere auch Preisänderungen), 
steht Verbrauchern ebenfalls ein 
Sonderkündigungsrecht zu.
Bei einem Lieferantenwechsel soll­
ten Verbraucher die Kündigung ih­
res bisherigen Vertrages nur dann 
selbst vornehmen, wenn sie bei­
spielsweise bei einer  Preiserhöhung 
von ihrem Sonderkündigungsrecht 
Gebrauch machen wollen oder wenn 
bei einem Vertrag mit langer Lauf­
zeit und automatischer Vertrags­
verlängerung die Kündigungsfrist 
in wenigen Wochen verstreicht. 

Um  einen reibungslosen Anbieter­
wechsel zu gewährleisten, sollte 
dann auf dem Vertrag mit dem neuen 
 Anbieter deutlich vermerkt werden, 
dass die Kündigung beim alten An­
bieter  bereits vorgenommen wurde. 
Im  Übrigen sollte die Kündigung dem 
neuen Stromlieferanten überlassen 
werden. Dieser regelt auch den für 
den Wechsel notwendigen Datenaus­
tausch.

Schadensersatz bei Verzögerung?
Wenn der Anbieterwechsel nicht 
 zügig funktioniert, müssen Verbrau­
cher möglicherweise für eine Über­
gangsfrist einen höheren Preis beim 
örtlichen Versorger zahlen. Für die­
sen Schaden (Preisdifferenz zwi­
schen dem günstigeren Preis des 
Neuanbieters und den höheren Prei­
sen des Altanbieters) haften theore­
tisch der säumige neue Anbieter, der 
die Durchführung des neuen Liefer­
vertrages erschwerende Altversor­
ger oder auch der den Zugang verwei­
gernde lokale Netzbetreiber, sofern 

ihn ein Verschulden trifft. Rechtspre­
chung zu diesem Themenbereich 
existiert jedoch noch nicht. Zwar tra­
gen der Lieferant oder der Netzbetrei­
ber die Beweislast, dass sie die Ver­
zögerung nicht zu vertreten haben 
(§ 20 a Absatz 4 EnWG). Für Verbrau­
cher ist allerdings nicht erkennbar, 
wann die Anmeldung beim Netzbe­
treiber erfolgt ist und wer die Verzö­
gerung zu vertreten hat. Angesichts 
dieser Unwägbarkeiten sollten Ver­

Mit Beschwerden über Verzöge­
rungen beim  Lieferantenwechsel 
sollten sich Verbraucher an die 
Bundesnetzagentur wenden, da­
mit diese reale Probleme des Wett­
bewerbs wahrnehmen kann. 
Im Streitfall kann auch die Schlich­
tungsstelle Energie angerufen 
 werden. Umfangreiche Beratung 
rund um den Anbieterwechsel 
 bieten die Verbraucherzentralen.

braucher von vornherein feste Liefer­ 
termine vereinbaren und sich bei  
Verzögerungen in erster Linie an den 
Neuanbieter halten, da dieser im 
Zweifel zur reibungslosen Koordinati­
on der Umstellung verpflichtet ist. 
Wenn schon bei Vertragsschluss 
kein genaues Lieferdatum genannt 
wird, sollte zumindest eine mög­
lichst  kurze Frist von maximal sechs 
 Wochen schriftlich zugesichert 
 werden, innerhalb der die Umstel­
lung  erfolgt. Andernfalls sollte eine 
Möglichkeit zum Rücktritt vom Ver­
trag eingeräumt werden.
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Wie funktionieren Vergleichs­
portale?
Beispiel Energiemarkt: Gleich auf der 
Startseite bieten die meisten Portale 
die Möglichkeit, die für den Vergleich 
erforderlichen Daten einzugeben, in 
diesem Falle sind das Anzahl der Per-
sonen im Haushalt, durchschnittli-
cher Stromverbrauch und Wohnort. 
Mit einem Klick auf „Vergleichen“ 
oder eine ähnlich beschriftete 
Schaltfläche wird der Nutzer dann zu 
einer Tarifübersicht  weitergeleitet. 
Die angezeigte Liste zeigt eine Aus-
wahl an Tarifen, angefangen mit dem 
günstigsten. Soweit, so einfach? 
Weit gefehlt. An erster Stelle stehen 
 häufig „Tipps des Portals“, die aber 
nicht zwangsläufig die günstigsten 
Ergebnisse des Vergleichs sind. Die 
folgenden Angebote werden dann 
nach möglicher Ersparnis aufgelistet, 
der vermeintlich günstigste  Anbieter 
zuerst. Dabei werden die Kosten für 
ein ganzes Vertragsjahr inklusive 
 eines Neukunden- oder Sofortbonus 
angezeigt, den das Unternehmen ge-
währt. Dieser ist in den Jahresbetrag 
bereits mit eingerechnet, wird aber 
– so viel verrät das  Kleingedruckte 
– erst nach Ablauf eines Vertrags-
jahres ausbezahlt. Kündigt man den 
Vertrag früher, beispielsweise  wegen 
eines Umzugs oder aus anderen 
Gründen, entfällt der Bonus und der 
vermeintlich günstige Tarif entpuppt 
sich als weniger preiswert. Ob mögli-
che Bonuszahlungen beim Vergleich 
mit eingerechnet werden oder nicht, 
lässt sich auf den Portalseiten ein-
stellen und sollte immer deaktiviert 
werden. 

Energiemarkt

Vergleichsportale im Internet – gute Entscheidungsgrundlage?
Vor dem Kauf eines Produkts oder 
dem Abschluss eines Vertrags mit  
einem Energieanbieter einen voll-
ständigen Marktüberblick zu bekom-
men und das zu den eigenen Vorstel-
lungen passende Produkt zu finden, 
ist gar nicht so einfach. So genannte 
Vergleichsportale im Internet können 
hier eine gute Hilfe sein.
Auf diese Weise Preise zu verglei-
chen kann sich lohnen. Einige Inter- 
netseiten bieten inzwischen  Hilfe 
an für preisbewusste Käufer: Hier 
 lassen sich Preise leicht vergleichen 
und auf einen Klick günstige An-
gebote  finden. Solche Portale gibt 
es für beinahe alles. Egal, ob Foto-
apparat, Stromanbieter, Tagesgeld-
konto oder Berufsunfähigkeitsver-
sicherung – der Ratschlag lautet oft 
gleich: Einfach entsprechendes Ver-
gleichsportal im Internet befragen, 
das passende Produkt oder den pas-
senden Tarif für sich heraussuchen 
und praktischerweise auch gleich auf 
der Seite des Vergleichsportals den 
Vertrag abschließen. Aber ist der Ver-
gleich im Internet wirklich so einfach, 
und halten die Portale, was sie ver-
sprechen? Wir haben Tipps für Sie zu-
sammengestellt, die das Vergleichen 
im Internet erleichtern und mit denen 
Sie Fallstricke vermeiden können.

Weitere mögliche Voreinstellungen, 
die man an den eigenen Bedarf an-
passen sollte: Bei Stromtarifen emp-
fiehlt sich eine möglichst niedrige 
Mindestvertragslaufzeit (maximal 
ein Jahr) und eine kurze Kündigungs-
frist. Paketpreise und Vorkasse soll-
ten vermieden werden. Berücksich-
tigt man all diese Punkte, wird die 
Liste der „besten“ Anbieter noch ein-
mal neu gemischt. 
Wenn dann nach Anpassen sämtli-
cher möglicher Voreinstellungen der 
günstigste Anbieter gefunden wurde, 

stellen sich weitere Fragen: Hat das 
Portal wirklich alle Anbieter auf dem 
Markt berücksichtigt, oder gibt es 
noch einen günstigeren, der nicht ge-
listet wird? Tatsächlich sind Portale 
frei in der Auswahl der Anbieter, die 
sie in ihr Vergleichsangebot einbezie-
hen. Zudem übernimmt kein  Portal 
die Garantie, dass der angezeigte 
 Tarif auch tatsächlich zur Verfügung 
steht. Und ist der günstigste wirklich 
der passendste? 
Der Vergleich nur über den Preis führt 
erfahrungsgemäß oft nicht zum bes-

ten Angebot. Das gilt insbesondere 
auch für Portale, die Finanzproduk-
te oder Versicherungen miteinander 
vergleichen. Hier sind viele weitere, 
individuelle Kriterien zu berücksich-
tigen. Wissen sollte man auch, dass 
bei über das Portal abgeschlossenen 
Verträgen mitunter Provisionen vom 
Anbieter an den Portalbetreiber ge-
zahlt werden, wodurch der falsche 
Anreiz bei Anbietern entstehen kann, 
durch Tricksereien einen Platz mög-
lichst weit oben auf der Trefferliste zu 
ergattern.

Das Beispiel zeigt, was Portale leis-
ten können und was nicht: Sie er-
leichtern es, einen eingeschränk-
ten Marktüberblick zu erhalten 
und ermöglichen einen begrenzten 
Preisvergleich. Vollständig ist der 
Überblick also oft nicht. Es ist da-
her ratsam, für die Entscheidung 
 mehrere Portale zu verwenden, auch 
auf den Seiten möglicher Anbieter 
nachzuschauen und nach dem Ver-
gleich den favorisierten Anbieter 
 direkt zu kontaktieren.

Anbieter gewechselt hat, gilt als 
„Sonderkunde“. Für S onderkunden 
ist die Entscheidung des EuGH nicht 
anwendbar. Sonderkunden  haben 
aber nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshof (BGH Urt. v. 
3. Dezember 2014 – VIII ZR 370/13) 
gute  Aussichten, Geld aus unbe-
rechtigten Preiserhöhungen zurück 
zu bekommen, wenn sie die Forde-
rung innerhalb eines Zeitraums von 
drei Jahren nach dem Schluss des 
Jahres, in dem die jeweilige Jahres-
abrechnung zugegangen ist und in 
der die Preiserhöhung erstmals be-
rücksichtigt worden ist, beanstan-
det haben und eine unwirksame 
Preiserhöhungsklausel vorliegt.

Ob und unter welchen Vorausset-
zungen Kunden in der Grundversor-
gung Geld aus den unrechtmäßigen 
Preisanhebungen  zurückverlangen 
können, haben die EuGH-Richter 
nicht entschieden. Über die Kon-
sequenzen muss vielmehr noch 
der Bundesgerichtshof (in Umset-
zung des EuGH Urteils) befinden. 
Mit einer Entscheidung ist im  Laufe 
des Jahres 2015 zu rechnen. Bis da-
hin können Kunden, die ihren Ener-
gierechnungen widersprochen 
 haben, in Ruhe abwarten. Sollte der 
 Bundesgerichtshof Rückzahlungs-
ansprüche zulassen, ist dann noch 
Zeit, diese geltend zu machen.

  
• Voreinstellungen anpassen: Oft sind das Einrechnen von Bonus-

zahlungen, lange Vertragslaufzeiten oder sogar zusätzliche  Verträge 
– zum Beispiel Reiseversicherungen – automatisch voreingestellt, 
 wodurch das Ergebnis verfälscht werden kann oder sogar ungewollte 
Verträge zustande kommen können.

• Marktüberblick unvollständig: Die Angebote von Vergleichs portalen 
sind oft nicht vollständig und bilden nur einen Teil des Marktes ab. 
 Daher ist es ratsam, die Ergebnisse mit Vorsicht zu genießen,  mehrere 
Portale zu verwenden und alternative Recherchemöglichkeiten zu 
 nutzen.

• Zusatzkosten vermeiden: Sind beispielsweise Versandkosten mit ein-
gerechnet oder entstehen nach Vertragsabschluss weitere Kosten?

• Echte Ergebnisse von Anzeigen unterscheiden: Auch auf Portalseiten 
können sich Anzeigen verstecken, die den Sucherergebnissen ähneln. 

• Der Preis ist nur ein Kriterium: Bei vielen Produkten sind neben dem 
Preis weitere, individuelle Kriterien zu berücksichtigen.

• Lockvogelangebote: Gelten die angezeigten Konditionen nur für eine 
bestimmte Zeit oder für die gesamte Vertragsdauer?

© CandyBox Images / shutterstock
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    Lassen Sie sich durch ein 
Inkassoschreiben nicht

verunsichern und verängstigen. 
Haben Sie  keinen Vertrag abge­
schlossen beziehungsweise ist 
er Ihnen durch Täuschung unter­
geschoben  worden oder ist die 
Forderung aus  sonstigem Grund 
unberechtigt, sollten Sie der 
 Forderung umgehend schriftlich 
widersprechen. 

der Justiz hat von seiner Möglichkeit, 
Höchstsätze für die erstattungs­
fähigen Inkassogebühren in  einer 
Verordnung festzulegen, noch 
 keinen Gebrauch gemacht. 
Weiterhin dürfen Inkassounter­
nehmen seit dem 9. Oktober 2013 
zusätzlich noch eine 1,5­fache Eini­
gungsgebühr – selbst für eine ein­
fache Ratenzahlungsvereinbarung 
– berechnen. Allerdings beträgt der 
Gegenstandswert einer Zahlungs­

vereinbarung nur 20 Prozent des An­
spruches (§ 31b RVG). Diese  Kürzung 
nutzt dem Schuldner aber allein 
dann, wenn die Hauptforderung über 
500 Euro liegt. 
Kosten für Mahnschreiben durch den 
Gläubiger sind nur in Höhe der reinen 
dafür erforderlichen Material­ und 
Versandkosten zulässig, das heißt 
maximal ein bis 2,50 Euro pro Mah­
nung, und auch nur dann, wenn nicht 
gleichzeitig eine Portopauschale  
in Rechnung gestellt wird.  Weitere 
Kosten wie zum Beispiel Kontofüh­
rungsgebühren und überflüssige 
 Adressermittlungskosten dürfen 
 dagegen nicht berechnet werden.  
Ein Inkassounternehmen kann 
 eine Pauschale für Post­ und Tele­
kommunikationsdienstleistungen 
 verlangen. Sie beträgt 20 Prozent der 
Gebühren, höchstens aber 20 Euro.

4  Juli – Dezember 2015Inkasso
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   Wie verhalte ich mich richtig?
       Überprüfen Sie, ob die For­
derung gegen Sie zu Recht besteht. 
Wenn ja, müssen Sie zahlen. Ist die 
Forderung unberechtigt und  haben 
Sie bereits nach Erhalt der  Rechnung 
widersprochen, verweisen Sie auf 
den Widerspruch, und lehnen Sie 
 eine weitere Geltendmachung ab. 
Haben Sie der geltend gemachten 
Forderung noch nicht widersprochen, 
begründen Sie umgehend gegenüber 

dem Inkassounternehmen, weshalb 
Sie widersprechen und welche Ein­
wände Sie haben. 
Wenn die Forderung nicht  berechtigt 
ist, zahlen Sie nicht, auch  keinen 
 anteiligen Betrag, denn das  könnte 
als Anerkenntnis gewertet werden. 
Ebenso wenig sollten Sie eine vom 
 Inkassounternehmen vorgeschlage­
ne  Ratenzahlungsvereinbarung  
mit Anerkenntniserklärung unter­
zeichnen, um die Forderung „abzu­
stottern“. Mit einer solchen Vereinba­
rung erkennen Sie die  Forderungen 
an. Sie müssten dann selbst eine 
 eigentlich unbegründete Forderung 
bezahlen. 
Mit dem Gesetz gegen unseriöse 
Geschäftspraktiken wurden auch 
neue Informations­ und Mitteilungs­
pflichten bei Inkassodienstleistun­
gen eingeführt. Die Neuregelung soll 
sicherstellen, dass der von einem 
 Inkassounternehmen mit einer Zah­
lungsaufforderung konfrontierte Ver­
braucher alle Angaben erhält, die er 
benötigt, um die Berechtigung der 
geltend gemachten Forderung über­
prüfen und sich gegebenenfalls ge­
gen sie zur Wehr setzen zu können. 

Hierüber muss Sie das Inkasso­
unternehmen im ersten Mahn­
schreiben informieren:
• Name oder Firma seines Auftrag­

gebers
• Den Forderungsgrund, bei Ver­

trägen unter konkreter Darlegung 
des Vertragsgegenstands und des 
Datums des Vertragsschlusses

• Wenn Zinsen verlangt  werden: 
 eine Zinsberechnung unter 
 Darlegung der zu verzinsenden 
Forderung, des Zinssatzes und 
des Zeitraums, für den die Zinsen 
berechnet werden

• Wird ein höherer als der gesetzli­
che Verzugszinssatz (bis 30.  Juni 
2015 4,17 Prozent) geltend ge­
macht, muss darauf gesondert 
hingewiesen werden und dies be­
sonders begründet werden

• Wenn Inkassokosten geltend ge­
macht werden: Angaben zu deren 
Art, Höhe und Entstehungsgrund

• Wenn mit der Inkassovergütung 
Umsatzsteuerbeträge geltend ge­
macht werden: eine Erklärung, 
dass der Auftraggeber diese Be­
träge nicht als Vorsteuer abziehen 
kann

Auf Nachfrage muss das Inkasso­
unternehmen mitteilen:
• Eine ladungsfähige Anschrift des 

Auftraggebers. Diese Auskunft 
kann verweigert werden, wenn 
schutzwürdige Interessen des 
Auftraggebers beeinträchtigt sind

• Name oder Firma desjenigen, in 
dessen Person die Forderung ent­
standen ist

• Bei Verträgen die wesentlichen 
Umstände des  Vertragsschlusses. 
Inkassobüros, die gegen diese 
Vorgaben verstoßen, begehen 
 eine Ordnungswidrigkeit, die mit 
einem Bußgeld bis zu 50.000 Euro 
geahndet werden kann.

Allzu oft werden nicht (mehr) exis­
tierende oder bereits  bestrittene 
Forderungen von Inkassounter­
nehmen geltend gemacht. Dabei 
reicht die Bandbreite vom offen­
sichtlichen Betrug nicht zugelas­
sener Inkassounternehmen über 
Forderungen aus untergeschobe­
nen Verträgen, Abofallen im Inter­
net und unerlaubter  Telefon­ oder 
Gewinnspielwerbung bis hin zu 
zwar berechtigten Forderungen, die 
aber verjährt sind oder nicht in der 
 genannten Höhe bestehen.  Darüber 
hinaus sorgen  unzulässige und 
 überhöhte Inkassogebühren nicht 
selten für  eine Kostenexplosion in 
der Gesamtrechnung. Verbraucher 
fühlen sich häufig unter Druck ge­
setzt, sie berichten von Schreiben, 
in denen mit Zwangsvollstreckung, 
Schufa­Einträgen und Hausbesu­
chen gedroht wird.
Mit dem Gesetz gegen  unseriöse 
Geschäftspraktiken vom  Oktober 
2013 sollten Verbraucher unter 
 anderem gegen solche unseriösen 
Praktiken von Inkassounternehmen 
besser geschützt werden.

Wann dürfen Inkassokosten ver­
langt werden?
Ein Inkassounternehmen darf 
 Forderungen eintreiben, auf die  
ein Gläubiger, also Ihr Vertrags­
partner (Händler, Telefongesell­
schaft, Versicherungsunternehmen 
usw.), Anspruch hat. Das heißt in 
der  Regel, Sie hätten schon längst 
bezahlen müssen, haben aber auf 
Zahlungsaufforderungen nicht  
 reagiert und befinden sich nun  
in Zahlungsverzug. Weiter muss 
der Gläubiger davon ausgehen 
 können, dass der Schuldner nach 
Einschalten des Inkassounterneh­
mens die Forderung begleichen 
wird. Hat der Schuldner die Forde­
rung aber bestritten, ist er nicht 
 erstattungsfähig oder ­willig, 
können nach Ansicht diverser Ge­
richte keine Inkassokosten  verlangt 
werden. Ebenso können  keine 
 Inkassokosten verlangt werden, 
wenn der Gläubiger noch einen 
Rechtsanwalt einschaltet.

Welche Inkassokosten dürfen 
 verlangt werden?
Inkassokosten dürfen nach dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz 
nicht höher sein als die alternati­
ven Kosten, die ein Rechtsanwalt 
für seine Tätigkeit hätte abrechnen 
dürfen. Das Rechtsanwaltsvergü­
tungsgesetz (RVG) staffelt die Ge­
bührenhöhe nach dem Streitwert 
der Forderung. Entsprechend des 
Aufwandes und des Umfangs so­
wie der Schwierigkeit des Einzel­
falls darf nur das 0,3­Fache bis zum 
2,5­Fachen dieser Gebühr verlangt 
werden, wobei eine höhere als eine 
1,3­fache Gebühr bloß bei beson­
ders umfangreichen und schwieri­
gen Fällen genommen werden soll. 
Nach Auffassung der Verbraucher­
zentralen erscheint  lediglich  eine
Gebühr im unteren Gebührenrahmen
von 0,3 bis 1,0 als angemessen. 
Die Rechtsprechung ist hier unein­
heitlich. Das Bundesministerium 

Eine Vielzahl von Inkassoforderungen ist unberechtigt! Das zeigen die Erfahrungen der Verbraucherzentralen aus den vergangenen Jahren.

Augen auf bei Inkassoforderungen!

Fragen und Antworten: 

  Woran erkenne ich  
ein (un)seriöses Inkasso­
unternehmen? 

Jedes Inkassobüro muss gemäß § 10 
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG)
registriert sein. Ob ein Inkasso büro
zugelassen ist, können Sie im Rechts­
dienstleistungsregister (www.rechts­
dienstleistungsregister.de) nach­
prüfen.
Ist ein Inkassobüro nicht zugelassen, 
so begeht der Betreiber eine buß­
geldbewährte Ordnungswidrigkeit, 
die mit bis zu 50.000 Euro geahndet 
werden kann. 

  Beachten Sie, dass allein  
das Vorhandensein einer

 Zulassung nichts über die Seriosi­
tät  eines Inkassounternehmens aus­
sagt. Auch zugelassene Inkasso­
büros können unseriöse Methoden 
anwenden.

  Die  Verbraucherzentralen 
sammeln im Zeitraum 

von 1. Mai bis 31. August 2015 
schwerpunktmäßig Verbraucher­
beschwerden zu Inkassoforde­
rungen.  Profitieren die Verbrau­
cher von den Neu regelungen? 
Sind weiterhin nicht  registrierte 
Unternehmen aktiv? Gibt es 
 unseriöse Inkassodienste, die 
vom Ausland aus agieren?  
Zu Fragen wie diesen wollen die 
Verbraucherschützer mit der 
 Aktion genaue Erkenntnisse ge­
winnen. Bei Missständen werden 
die Verbraucherzentralen diese 
ans Licht bringen und politisches 
Handeln einfordern. 
Weitere Informationen finden  
Sie auf der Internetseite Ihrer Ver­
braucherzentrale.

© Africa Studio / shutterstock
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Die Fahrt mit dem Fernbus – nur was  
für junge Leute?
Die Fahrt mit den Fernbussen wird 
langsam populärer. Seit Frühjahr 
2013 dürfen so genannte Fernbus­
linien der Bahn Konkurrenz machen. 
Nicht zuletzt durch die häufigen 
Streiks der Bahn werden Reisen mit 
dem Fernbus immer beliebter. 

Allerdings sollte man sich darüber 
im Klaren sein, dass die Fahrt mit 
dem Fernbus länger dauern kann als 
die mit der Bahn oder gar dem Flug­

zeug. Daher ist die Fahrt mit dem 
Fernbus wohl vor allem geeignet für 
Reisende, die nicht unter Zeitdruck 
stehen und kostengünstig reisen 
wollen. 
Vor allem bei Studenten, Auszubil­
denden und Schülern steht diese 
kostengünstige Möglichkeit, um von 
A nach B zu kommen, hoch im Kurs. 
Aber auch andere Personengruppen 
haben das Angebot der Fernbusse 
bereits schätzen gelernt und in An­
spruch genommen.

Für Studenten, Schüler und Auszu­ 
bildende oder auch Senioren ist 
 diese Art des Reisens nicht nur eine 
kostengünstige Möglichkeit, durchs 
Land zu reisen, sondern auch gera­
de für Studenten eine kostengüns­
tige Alternative, am Wochenende 
zu Freunden oder der Familie zu ge­
langen. Denn Fernbusunternehmen 
bieten trotz der günstigen Preise für 
diese Personengruppen sogar noch 
weitere Ermäßigungen an. 

Die Fahrscheine können dabei nicht 
nur direkt online im Buchungssys­
tem des jeweiligen Beförderungs­
unternehmens gekauft, sondern 
auch ganz spontan direkt beim 
 Einsteigen beim jeweiligen Fahrer in 
bar bezahlt werden.
Jedoch sollte man trotz des generell 
günstigen Fahrtpreises im Vorfeld 
die Preise vergleichen. Denn diese 
unterscheiden sich je nach Verbin­
dung und Anbieter. Einen Überblick 
über Strecken und Preise bietet bei­

Dubiose Mahnschreiben von  
angeblichen Inkassounternehmen  
verunsichern Verbraucher

spielsweise www.busliniensuche.
de oder www.fernbusse.de/fern­
busanbieter .
Möglicherweise kann man sich 
auch noch so genannte Frühbucher­
rabatte sicher. Diese werden von 
verschiedenen Fernbusunterneh­
men angeboten und eignen sich 
wohl gerade für Studenten, die 
 sicher wissen, dass sie beispiels­
weise in den Semesterferien be­
stimmte Reisen machen werden  

und bereits ein konkretes Ziel im 
 Auge haben. Denn derartige  Tickets 
können nicht umgebucht oder 
 storniert werden. 
Aber welche Rechte hat man denn 
überhaupt als Fahrgast in einem 
Fernbus? Wie muss ich mich denn 
verhalten, und was kann ich geltend 
machen, wenn der Fernbus gar nicht 
fährt?
Die Antworten auf diese Fragen 
 haben wir für Sie in der Übersicht 
rechts zusammengestellt.

Mit seriös klingenden Namen wie 
zum Beispiel „Europa Inkasso 
GmbH“, „Mahnungsbüro Interna­
tional“ oder auch „Global Network 
 Inkasso“  wollen sich die Initiatoren 
dieser  ominösen Zahlungsaufforde­
rungen einen vertrauenswürdigen 
Anschein geben. 
Worauf sich die geltend gemachten 
Forderungen über meist  dreistellige 
Euro­Beträge beziehen, wird aus den 
Schreiben nicht deutlich. So wird 
 beispielsweise von einem Unterneh­
men mit Postadresse in der Schweiz 
in unverständlichem Deutsch be­
hauptet: „Es  bestehen offene Rech­
nungen bei offene  Rechnung!“. 

Die dubiosen Schreiben dieser selbst 
ernannten Inkassobüros weisen 
meist typische Gemeinsamkeiten 
auf: 
• Eine Zulassung als Inkassounter­

nehmen ist nicht ersichtlich. Die 
vorgeschriebene Registrierung 
im Rechtsdienstleistungsregister 
existiert nicht.

• Oft sind die Briefe in fehlerhaftem 
Deutsch verfasst und mit Recht­
schreibfehlern gespickt. 

• Die den Schreiben beigelegten 
Überweisungsträger weisen häu­
fig Bankverbindungen auf, deren 
IBAN­Nummern Länderkürzel für 
Konten im Ausland wie Bulgarien 
oder Rumänien enthalten.

• Die Empfänger sind sich nicht be­
wusst, einen behaupteten Vertrag 
abgeschlossen zu haben oder die 

Bezahlung einer Rechnung zu 
schulden. 

• Mit der Androhung rechtlicher 
Schritte wird versucht, Druck 
auf die überraschten Adressa­
ten dieser Mahnungen auszu­
üben und sie  einzuschüchtern. 
So sollen sie zur Bezahlung der 
verlangten Beträge verleitet 
 werden. In einigen  Schreiben 
werden sogar Besuche von 
 Außendienstmitarbeitern an­
gekündigt, wenn das verlangte 
Geld nicht pünktlich eingeht.

    Unerklärliche  Mahnungen sollten genau geprüft werden. 
 Bezahlen muss nur, wer auch einen gültigen  Vertrag ab­

geschlossen hat. Ist eine  Forderung  unberechtigt, sollte dieser schrift­
lich widersprochen werden. Die Verbraucherzentralen  stellen hierzu 
 geeignete Musterbriefe zur Verfügung.

Fernbus-Reisen:  
Welche Rechte habe ich 
als Fahrgast?
Welche Rechte gelten, wenn der Fernbus ausfällt, die Abfahrt sich 
verzögert oder es sogar zu einer Überbuchung kommt?
Die Rechte der Fahrgäste regelt die EU Verordnung 181/2011. Auf  diese 
Rechte kann sich ein Fahrgast dann berufen, wenn es sich um eine 
planmäßige Wegstrecke von mindestens 250 Kilometern handelt, auf 
der die Fahrgäste an zuvor festgelegten Haltestellen aufgenommen 
oder abgesetzt werden und der Abfahrts­ oder Ankunftsort innerhalb 
der EU liegt.

Muss ich als Fahrgast über eine Verzögerung der Abreise informiert 
werden?
Ja! Kommt es zu einer Verspätung der Abfahrt oder einer Annullierung 
der Fahrt, muss das Fernbusunternehmen als Beförderer oder der Bus­
bahnhofsbetreiber die Fahrgäste, die von diesem Busbahnhof abfah­
ren wollen, über die Verspätung informieren. Eine solche Information 
hat so rasch wie möglich zu erfolgen, jedoch spätestens 30 Minuten 
nach der fahrplanmäßigen Abfahrt.
Über die Gesamtlage ist zu informieren, sobald die Informationen vor­
liegen, ebenso über die voraussichtlichen Abfahrtszeiten. 

Welche Ansprüche habe ich als Fahrgast bei einer Verzögerung der 
Abfahrt von einem Busbahnhof von mehr als 90 Minuten?
Steht man bereits auf dem Busbahnhof, um seine mindestens drei 
Stunden dauernde  Reise per Bus anzutreten, die Abfahrt verzögert 
sich jedoch um mehr als 90 Minuten, hat man als Fahrgast folgende 
Rechte:
• Imbiss, Mahlzeiten oder Erfrischungen in angemessenem 

 Verhältnis zur Wartezeit oder der Verspätung, sofern diese im  
Bus oder Busbahnhof verfügbar oder in zumutbarer Weise zu 
 beschaffen sind

• Ein Hotelzimmer oder eine andere Unterkunft zum Preis bis höchs­
tens 80 Euro pro Nacht, sofern ein Aufenthalt von einer Nacht oder 
mehr erforderlich ist 

• Beistand bei der Organisation der Beförderung zwischen dem Bus­
bahnhof und dem Ort der Unterbringung

Habe ich als Fahrgast in einem solchen Fall immer ein Recht auf eine 
Unterbringung?
Nein. Wenn die Wetterbedingungen oder Naturkatastrophen  eine 
 Annullierung oder Verspätung verursacht haben, entfällt der An­
spruch. 

Welche Ansprüche habe ich bei Annullierung der Fahrt, Verzögerung 
der Abfahrt um mehr als 120 Minuten oder Überbuchung der Strecke?
Soll die Fahrt von einem Busbahnhof abgehen und kommt es  hierbei 
zu einer Annullierung der Fahrt, einer Verspätung von mehr als 120 
 Minuten oder auch einer Überbuchung der Strecke, haben die Fahr­
gäste neben den bereits oben genannten Ansprüchen noch  folgende 
alternative Ansprüche gegenüber dem Fernbusunternehmen:
• Frühestmögliche Fortsetzung der Fahrt 
• Weiterreise unter gegebenenfalls anderer Streckenführung ohne 

Aufpreis
• Fahrpreiserstattung und gegebenenfalls kostenlose Rückfahrt zum 

Ausgangspunkt mit Bus zum frühestmöglichen Zeitpunkt 

Was kann ich tun, wenn der Beförderer mir als Fahrgast, der von  einem 
Busbahnhof abfährt, gar keine  Alternativbeförderung oder auch 
 keine Erstattung des Fahrpreises beziehungsweise keine  kostenlose 
Rückfahrt angeboten hat? 
Dann hat der Fahrgast einen Anspruch auf Entschädigung in Höhe von 
50 Prozent des Fahrpreises zusätzlich zu der Erstattung des eigentli­
chen Fahrpreises.

Gibt es Fristen, die ich als Fahrgast einzuhalten habe?
Der Fahrgast muss innerhalb von drei Monaten nach der tatsächlichen 
oder geplanten Durchführung der Fahrt die Beschwerde mit seinem 
Anspruch an den Beförderer richten.
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Handy-Versicherung – 
sinnvoll für mich? 
Handys sind vielfach Lebensgefühl und Statusobjekt. Was einem so lieb 
und wichtig ist, möchten viele gut abgesichert wissen. Verkauft werden 
Handyversicherungen sehr gerne direkt im Handy- oder Elektronikshop, 
häufig gleich zusammen mit den mobilen Telefonen. 

Folgende Checkliste hilft dabei zu prüfen, ob eine Handyversicherung 
sinnvoll sein könnte.
Der Abschluss einer Handyversicherung könnte sinnvoll sein, wenn alle 
Aussagen mit „Ja“ beantwortet werden. Wer auch nur einmal mit „Nein“ 
antwortet, wird oft bessere Alternativen finden, Geld auszugeben.

Ich habe für viel wichtigere Versicherungen, beispielsweise die private 
Haftpflichtversicherung, die Berufsunfähigkeitsversicherung, für Kinder 
die Kinderinvaliditätsversicherung, auch in Zukunft noch Geld zur Ver-
fügung und ich habe diese Verträge schon mit ausreichender Versiche-
rungssumme und guten Bedingungen abgeschlossen. 
„Nein“: Vor dem Abschluss einer Handyversicherung wird dringend 
empfohlen, zunächst die Absicherung dieser Risiken anzugehen. 
„Ja“: Bitte weiter mit der nächsten Frage. 

Ich möchte fast alle denkbaren finanziellen Risiken mit Versicherungen 
absichern. 
„Nein“: Sie brauchen sich um eine Handyversicherung keine großen Ge-
danken zu machen.
„Ja“: Bitte weiter mit der nächsten Frage. 

Wenn ich statt einer Reparatur meines Handys ein gebrauchtes Handy – 
von irgendeinem Vorbesitzer, der das Handy wie auch immer behandelt 
hat – als Ersatz bekomme, macht mir das gar nichts aus.
„Nein“: Sie brauchen sich um eine Handyversicherung keine großen Ge-
danken zu machen, zumindest sollten Sie ganz genau die unterschiedli-
chen Bedingungen studieren. 
„Ja“: Bitte weiter mit der nächsten Frage. 

Wenn viele Menschen um mich herum sind, beispielsweise auf dem 
Bahnhof, bewahre ich mein Handy nicht nur in einer  verschlossenen 
Handtasche auf, sondern ich halte immer Körperkontakt zum  Handy. 
Noch besser wäre es, wenn eine zusätzliche Person zum Aufpassen 
 engagiert werden könnte.
„Nein“: Sie brauchen sich um eine Handyversicherung keine großen 
Gedanken zu machen. In manchen Schadensfällen werden Sie die Ent-
schlossenheit von Versicherern, nichts bezahlen zu wollen, erleben. 
„Ja“: Bitte weiter mit der nächsten Frage. 

Beim Sport bin ich mir sicher, das Handy immer zu beaufsichtigen oder 
es weggeschlossen zu haben. Es reicht mir nicht, wenn die Sporthalle ab-
geschlossen wird. 
„Nein“: Sie brauchen sich um eine Handyversicherung keine großen Ge-
danken zu machen, auch wenn Sie fast ein Idealkunde gewesen wären. 
„Ja“: Sie sind der Typ für eine Handyversicherung. 

Handyversicherungsbedingungen stellen hohe Anforderungen an den 
Versicherungsnehmer. So beispielsweise, dass genau nach der Bedie-
nungsanleitung des Handys gehandelt wurde. Das zu beweisen kann 
schwierig werden. Kommt es dann zum Prozess, bezahlt man, wenn es 
schlecht läuft, den Gutachter und die Prozesskosten und bekommt vom 
Versicherer trotzdem nichts. 

Die Verbraucherzentrale musste bereits mehrfach rechtswidrige Bedin-
gungen abmahnen. So wollte beispielsweise ein Versicherer festlegen, 
dass der Versicherungsschutz erst nach einer Freischaltung per Inter-
net beginnt, die Freischaltung aber nur binnen eines Jahres nach Erwerb 
möglich sein sollte. Nach Ablauf der Freischaltungsfrist war der Versi-
cherungsschutz bezahlt, ohne dass er jemals begonnen hatte. 

In einem anderen Fall schrieb ein Versicherer in seine Bedingungen 
 eine Klausel, wonach er nach Eintritt des Versicherungsfalles den 
 Originalkaufbeleg des Handys ausgehändigt bekommen wollte. Doch 
damit müssten Versicherungsnehmer einen Kaufbeleg abgeben, auf 
dem  unter Umständen auch noch andere Geräte stehen, die sie gleich-
zeitig gekauft hatten. Sie könnten damit in Bezug auf diese anderen 
 Geräte nur noch erschwert Gewährleistungsrechte durchsetzen. 

Es gilt also in jedem Fall, die Angebote genau zu prüfen und zu ver-
gleichen.

Etliche weitere Versicherungsspar-
ten können – unabhängig vom Alter 
– sehr wichtig sein: 
Oft ist es sinnvoll, schon in jungen 
Jahren eine private Pflegezusatz-
versicherung abzuschließen. Denn 
die gesetzliche Pflegeversicherung 
reicht im Pflegefall alleine regelmä-
ßig nicht aus. 
Lebt man in einer Partnerschaft, die 
als langfristige Verbindung geplant 
ist, ist die gegenseitige Absicherung 
für den Todesfall sehr ratsam. 
Wer gerne ins Ausland fährt, sollte 
unbedingt eine Auslandsreisekran-
kenversicherung abschließen. 
Besitz ruft nach Absicherung: Wenn 
junge Erwachsene bereits umfassen-
den Hausrat oder gar eine  Immobilie 
ihr eigen nennen, empfiehlt sich 
 eine Hausrat- beziehungsweise eine 
Wohngebäudeversicherung. 
Autobesitzer benötigen in jedem Fall 
eine Kfz-Haftpflichtversicherung. 
 Eine Kaskoversicherung kann sich 

lohnen, besonders dann, wenn man 
auf das Auto angewiesen ist. 
Weitere Versicherungen können je 
nach Situation und Einstellung sinn-
voll sein, beispielsweise die Rechts-
schutzversicherung. 
Auf jeden Fall sollte die  Absicherung 
der dargestellten, die finanzielle 
Existenz gefährdenden Risiken Vor-
rang haben vor dem Aufbau einer 
 privaten Altersvorsorge. 
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Wichtige Versicherungen für  
junge Erwachsene
Für junge Erwachsene beginnt ein 
vielfältiger Aufbruch in einen  neuen 
Lebensabschnitt – sei es, weil sie 
zu studieren beginnen, eine Ausbil-
dung machen oder eine Familie grün-
den. Sehr empfehlenswert ist es, da-
bei die richtigen Versicherungen „im 
Gepäck“ zu haben. Viele braucht 
man nicht, wirklich wichtig sind nur 
wenige Sparten. Das ist auch gut so, 
denn meistens sind junge Erwachse-
ne eher knapp bei Kasse und das in 
der Haushaltsplanung für Versiche-
rungen vorgesehene Budget ist recht 
überschaubar. Umso wichtiger ist 
es dann, dass nicht unnötig Geld für 
nicht wirklich wichtige Versicherun-
gen ausgegeben wird, wie beispiels-
weise in vielen Fällen die Handyver-
sicherung (siehe Beitrag auf dieser 
Seite). Oberster Grundsatz auch in 
dieser Lebensphase ist: Zuerst die 
 Risiken versichern, die sich im Fall 
des Falles finanziell besonders 
schlimm auswirken würden. 

Kleine Erleichterung bei der Ver-
sicherungsplanung: Ein paar Risiken 
sind noch über Verträge der Eltern 
mitversichert – falls solche vorhan-
den sind. Also am besten mit den 
 Eltern darüber reden. Vor allem gilt 
dies für die ganz besonders wichti-
ge  private Haftpflichtversicherung. 
Wenn die Eltern eine solche Versiche-
rung haben, ist man, so man nicht 
verheiratet ist, in der ersten Ausbil-
dung und während des Studiums 
über sie mit versichert. Falls man 
nicht über die  Eltern versichert ist: 
Unbedingt  eine eigene private Haft-
pflichtversicherung abschließen. 

Denn die  private Haftpflichtversiche-
rung leistet, wenn man jemandem ei-
nen Schaden  zufügt und dafür haften 
muss. Da niemand davor gefeit ist, 
in  einem unaufmerksamen Moment 
 einen Fehler mit vielleicht sogar sehr 
 hohem Schaden zu begehen, ist die-
se Versicherung dringend zu empfeh-
len. Ansonsten kann man schon in 
jungen Jahren finanziell ruiniert sein. 
Für etliche andere gravierende Ge-
fahren benötigen junge Erwachsene 
einen eigenen Versicherungsvertrag, 
so beispielsweise bei Beginn der 
Ausbildung oder Aufnahme einer ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung 
eine eigene Absicherung der Krank-
heitskosten. Berufsstarter können 
sich hierzu eine Krankenkasse aus 
etwa 120 Anbietern wählen. 
Ebenfalls sehr wichtig ist eine  eigene 
Versicherung für den Fall, dass man 
wegen Unfall oder Krankheit sei-
nen Beruf nicht mehr ausüben und 
damit kein Einkommen mehr erzie-

len kann. In diesem Fall leistet die 
Berufs unfähigkeitsversicherung. 
 Eine  solche Versicherung ist gerade 
für Berufsstarter besonders wichtig – 
denn in vielen Fällen gibt es für  junge 
 Leute bei einer Invalidität  keinerlei 
Absicherung über die gesetzliche 
Rentenversicherung. Wer nicht gera-
de Auszubildender ist, hat regel- 
mäßig erst nach einer Wartezeit von 
fünf Jahren einen möglichen An-
spruch auf eine Erwerbsminderungs-
rente in der gesetzlichen Renten- 
versicherung.
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Bezahlen beim Online Shopping
Einkaufen im Internet ist bequem. 
Das funktioniert rund um die Uhr 
vom Sofa aus, und ein  Smartphone 
ist  bereits ausreichend. Verbraucher 
können auch binnen weniger Sekun-
den Preise vergleichen. Wer im Be-
rufsleben noch am Anfang steht und 
sich viele Konsumwünsche noch 
nicht erfüllt hat, kann auf diese Art 
beim Einkauf viel Geld sparen.

Wir stellen einige häufig genutzte 
 Bezahlverfahren im Überblick vor:

Kreditkarte: Bei vielen  Direktbanken 
ist neben dem Girokonto auch die 
Kreditkarte kostenfrei. Die Bezah-
lung ist unkompliziert. Da es immer 
wieder im großen Stil zu Datendieb-
stahl kommt, sollte man sich überle-
gen, ob man die Kreditkartendaten 

Finanzprodukte beim Berufsstart?
Nach dem Schulabschluss oder 
dem Studium steht mit etwas Glück 
direkt der Start ins Berufsleben an. 
Kommt das Geld regelmäßig aufs 
Konto, stellen sich irgendwann 
zwangsläufig Fragen nach den er- 
forderlichen Finanzprodukten.  
Was gibt es dabei zu beachten?  
Das Wichtigste vorweg: So kom-
pliziert ist das alles nicht und eine 
 gesunde Skepsis hat noch nie 
geschadet, wenn Vermittler und 
 Banken mehr oder minder aufdring-
lich ihre Dienste anbieten. 

Zum Girokonto: Das gibt es bei 
 Direktbanken auch nach der Aus-
bildung noch kostenfrei, oft sogar  
mit Bank- und Kreditkarte und Zu-
gang zu vielen Tausend  Geldauto- 
maten. Wo? Testzeitschriften und 
Vergleichsportale liefern Anhalts-
punkte. 
Der Arbeitgeber fragt, wohin er die 
Vermögenswirksamen  Leistungen 
überweisen soll? Gut, denn Ver-
mögenswirksame Leistungen sind 
im Grunde ein kleiner monatlicher 
 Ex tralohn, der aber nur dann ausge-
zahlt wird, wenn man einen bestimm-
ten Sparvertrag abschließt. Ein Bau-
sparvertrag wäre eine solche Option, 
aber hier müssen erst einmal happi-
ge Abschlussgebühren bezahlt wer-
den. Da die Zinsen für das Ersparte 
extrem niedrig sind, dauert es  viele 
Jahre, bis die anfänglichen Kosten 
wieder drin sind. Für junge Leute ist 
der Bausparvertrag meist nicht die 
erste Wahl, selbst wenn sie sich da-
durch den Anspruch auf ein kleines 
Darlehen für den Immobilienerwerb 
mit festem Zinssatz sichern. Die eige-
ne Immobilie mag für viele ein Traum 
sein, aber ohne einen ordentlichen 
Batzen Eigenkapital wird sie wohl 
noch viele Jahre ein Traum bleiben.
Daran vermag übrigens auch die 
 Arbeitnehmersparzulage nichts zu 
ändern. Diese Zulage gibt es für Ver-
mögenswirksame Leistungen, wenn 
das zu versteuernde Einkommen 
nicht über 20.000 Euro liegt (Verhei-
ratete: das Doppelte). Bei Bauspar-
verträgen werden neun Prozent von 
maximal 470 Euro jährlicher Sparleis-
tung gefördert. Am höchsten ist die 
Sparzulage bei einem Sparplan in 
Aktienfonds: Hier werden 20 Prozent 

von maximal 400 Euro  jährlicher 
Sparleistung gefördert. Kurzum: 
Wer dank geringem Einkommen die 
Prämie bekommt, dürfte mit einem 
Fondssparplan am besten fahren. 
 Alle anderen können je nach Nerven-
kostüm zwischen einem simplen, 
aber eher sicheren Banksparplan 
und einem Fondssparplan wählen.
Beides gibt es übrigens bei Direkt-
banken wiederum zu günstigen 
 Konditionen.

Gerade jungen Verbrauchern wird 
oft ein Bausparvertrag auch deshalb 
empfohlen, weil es dafür noch eine 
Wohnungsbauprämie gebe.  
In der Tat: Dank der Prämie kann ein 
ansonsten uninteressanter Bauspar-
vertrag unterm Strich doch noch 
 rentabel werden. Wer einen solchen 

Auf Pump gekauft
Wer erstmals eine eigene  Wohnung 
einrichten muss oder für die Fahrt  
zur ersten Arbeitsstelle ein eigenes 
 Auto braucht, kommt meist kaum 
an  einem Kredit vorbei. So genannte 
Nullprozentfinanzierungen sind
dann besonders verlockend, den 
einen oder anderen Kauf sogar vor-
zuziehen, weil ohnehin keine  Zinsen 
anfallen. In vielen Fällen geht der 
Konsum auf Pump auch gut aus: 
Der Konsument kann sich leisten, 
was er braucht, und die Bank erhält 
die Raten pünktlich und wie verein-
bart. Wenn mit dem Job allerdings 
nicht alles so läuft wie geplant, kann 
das Ganze auch gehörig schief ge-
hen. In der Probezeit kann das sicher 
geglaubte Einkommen vom  einen  
auf den anderen Tag wegfallen. 
Und dann? Die Bank hat kein Problem 
damit, die Raten trotzdem vom  Konto 
abzubuchen, schließlich verdient  
sie am überzogenen Konto  doppelt, 
indem sie zusätzlich zum Zinssatz 
für den Ratenkredit noch den  hohen 
Zinssatz für den Dispokredit ein-

Vertrag vor dem 25. Lebensjahr ab-
schließt, kann über das Guthaben 
und die Prämien nach sieben Jahren 
frei verfügen. Die Prämie in Höhe von 
8,8 Prozent von maximal 512 Euro 
Sparleistung pro Jahr erhält nur,  
wer nicht mehr als 25.600 Euro zu 
versteuerndes Einkommen hat (Ver-
heiratete: das Doppelte).
Die Altersvorsorge kann übrigens 
warten. Wichtiger ist zunächst, die 
erforderlichen Konsumwünsche 
nicht auf Kredit zu finanzieren bezie-
hungsweise die Kredite rasch abzu-

zahlen und  eine Reserve von ein  
paar Tausend Euro aufzubauen. 
 Lediglich der frühzeitige Abschluss 
einiger  Versicherungen kann eine 
Überlegung wert sein (siehe dazu 
 Artikel „Wichtige Versicherungen  
für junge Erwachsene“ auf Seite 6).

streicht. Bleibt das Einkommen über 
mehrere Monate aus, drohen Mahn- 
und Inkassokosten. So kann aus  
einem Nullprozent Kredit rasch  eine 
Kostenfalle mit Schuldenspirale 
 werden. 
Wer nur erforderliche Kredite ab-
schließt und das mit Augenmaß, 
wird seine Finanzen rasch in ruhiges 
Fahrwasser bringen können. Sind 
die Schulden erst einmal abgezahlt, 
kann die Darlehensrate mit dersel-
ben Disziplin zum Vermögensaufbau 
verwendet werden, sei es fürs Alter,
für die eigene Immobilie oder zur 
 Finanzierung künftiger Konsum-
wünsche. 
Wer übrigens keine Finanzierung 
braucht, ob nun mit oder ohne 
 Zinsen, hat meist bessere Karten  
was die Verhandlung des Preises 
 betrifft. Rabatte gibt es oft nur für 
Barzahler. Und den günstigsten Preis 
nach Internet-Vergleich bekommt 
auch oft nur, wer die Rechnung auf 
 einen Schlag begleichen kann.

wirklich online beim Händler hinter-
legen möchte oder ob man sie jeweils 
neu eingibt. 

PayPal: Nach der Registrierung gibt 
man ein Girokonto oder eine Kredit-
karte an, dem/der die Rechnungsbe-
träge belastet werden. Der Händler 
erhält weder Konto- noch Kreditkar-
tennummer. Bei E-Mails, die angeb-
lich von PayPal kommen, sollte man 
vorsichtig sein. PayPal war oft Ziel 
von Betrügern, die es darauf abge-
sehen haben, die Zugangsdaten des 
Nutzers auszuspähen. 

Lastschrift: Hierzu braucht man 
 lediglich ein Girokonto, dem die 
 Zahlung belastet werden soll.  
Oft bleibt diese Bezahlform nur Ver-
brauchern mit gutem Schufa Score 
vorbehalten. Gut: Man kann der 
Konto belastung binnen acht Wochen 
widersprechen.

Giropay: Im Grunde handelt es sich 
um die klassische Überweisung  
mit dem Vorteil, dass alles Wesent-
liche bereits automatisch  ausgefüllt 
wurde. Die Bezahlung erfolgt per 
 Login nach Weiterleitung auf das 
 Online-Banking der gewählten Bank.

Sofortüberweisung: Das Verfahren 
ähnelt giropay, allerdings teilt der 
Verbraucher seine Login Daten nicht 
seiner Bank direkt mit, sondern dem 
Zahlungsdiensteanbieter.

Rechnung: Der Kunde erhält die be-
stellte Ware, kann also vor der Bezah-
lung prüfen, ob diese vollständig und 
in Ordnung ist. Für Verbraucher die 
 sicherste Bezahlform.

Vorkasse: Der Kunde bezahlt zu-
erst per Überweisung, anschließend 
wird die Ware geliefert. Gibt es da-
bei Probleme, muss der Verbraucher 
auf  guten Service hoffen, denn das 
Druckmittel, Geld zurückzuholen, 
hat er nicht.

In der Beratungspraxis der Verbrau-
cherzentralen sind Probleme mit 
den verschiedenen Bezahl formen 
überschaubar. Sieht man vom 
 kriminellen Datenraub ab,  scheinen 
die  Verfahren weitgehend problem-
los zu funktionieren. Und zur für 
 Verbraucher besonders riskanten 
Vorkasse bieten die meisten Händler 
auch eine Alternative an.
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So erreichen Sie Ihre 
Verbraucherzentrale Saarland

Unsere Angebote Unsere Entgelte 
 je angefangene 20 Minuten

 

1. Verbraucherrechtsberatung*), Versicherungsberatung*)  15,00 €

2. Beratung zur privaten Altersvorsorge*) 15,00 €

3. Baufinanzierungsberatung 30,00 € 

 

 Unsere Entgelte (pauschal)
 

4. Energieeinsparberatung (Bundesprojekt) ab 5,00 €

 Für Leistungsempfänger mit Nachweis unentgeltlich

5. Kurze Einzelfrage 5,00 €

6. Rechtsbesorgung*) (Schriftverkehr, Telefonate u.ä.) 25,00 €

7. Selbstanfertigung von Kopien 0,20 € pro Seite

8. Ernährungsberatung unentgeltlich

9. Schuldner- und Insolvenzberatung unentgeltlich

Hinweise:
1. Mitglieder der Arbeitskammer des Saarlandes sind bei den persönlichen Beratungs- und 
 Besorgungsleistungen zu den Positionen 1. und 2. sowie 6. zur Hälfte von der Kostenpflicht 
befreit, wobei dieser Eigenkostenanteil 15 € nicht übersteigt.

2. Mitglieder des CLCV, F-Stiring-Wendel (Lothringen) erhalten 10 % Rabatt auf die fällige  Gebühr.

*)  Bezieher von Arbeitslosengeld I, II, Grundsicherungsleistungen, Bafög (Nachweis durch Lei-
stungsbescheid bzw. Ausweis) zahlen pauschal jeweils einen ermäßigten Beitrag in Höhe 
von 10 €.

Bitte dringend beachten!
Eine Beratung ohne alle dem jeweiligen Fall zugrundeliegenden Vertragsunterlagen ist nicht 
möglich. Bitte vereinbaren Sie vorab einen Termin. Sie vermeiden damit längere Wartezeiten. 
Vielen Dank.

 Stand: 01.06.2015

Merzig
St. Wendel

Eppelborn
Dillingen

Saarlouis 

Blieskastel

Kirkel

Saarbrücken

Völklingen
St. Ingbert Homburg

Überherrn

Schiffweiler
Neunkirchen

Tholey

Waller-
fangen

Ratgeber

Regionalseiten 1 und 8: Verbraucherzentrale des Saarlandes e. V., Trierer Straße 22, 66111 Saarbrücken 
Telefon 06 81/5 00 89-0, Fax 06 81/5 00 89-22, E-Mail vz-saar@vz-saar.de     V.i.S.d.P.: Jürgen Zimper, Geschäftsführer     Redaktion: Theresia Weimar-Ehl

Telefonische
Beratung

06 81/50 08 90
Mo, Mi und Do 8.30 – 12.00 Uhr

Terminvereinbarung
zur Energieberatung

06 81/50089-15

Schuldner- und
Insolvenzberatung

06 81/5 40 19
schuldnerberatung@vz-saar.de

Onlineberatung: www.bag-sb.de

Trierer Straße 22
66111 Saarbrücken

Unabhängige
Patientenberatung  
Deutschland/UPD
06 81/9 27 36 79 

Dudweiler Straße 24
66111 Saarbrücken

 Beratungsstelle
  zusätzliche Energieberatungs- 
stützpunkte

Dillingen
Merziger Straße 46 
66763 Dillingen
Tel.: 0 68 31/97 65 65
Fax: 0 68 31/97 65 67
E-Mail: vzdillingen@vz-saar.de

Beratungszeiten:
montags 15.00–18.00 Uhr
mittwochs 9.00–12.00 Uhr
donnerstags 15.00–18.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung

Merzig
Am Gaswerk 10

66663 Merzig
Tel.: 0 68 61/54 44
Fax: 0 68 61/54 66

E-Mail: vzmerzig@vz-saar.de

Beratungszeiten:
Montag und Mittwoch  14.00–18.00 Uhr
Dienstag und Donnerstag 9.00–13.00 Uhr

Saarbrücken
Haus der Beratung

Trierer Straße 22 
66111 Saarbrücken

Tel.: 06 81/500 89-0
Fax: 06 81/500 89-22

E-Mail: vz-saar@vz-saar.de

Beratungszeiten:
montags bis donnerstags 8.00–16.00 Uhr
freitags 8.00–15.00 Uhr

Telefonische Beratung: 
Montag, Mittwoch und Donnerstag 8.30–12.00 Uhr

Das Buch informiert über die gesetzliche 
Erbfolgeregelung und stellt dar, wie mit Hilfe 
von  Testament, Erbvertrag oder Schenkung 
persönliche Vorstellungen bei der Verteilung 
des Vermögens verwirklicht und uner-
wünschte Auswirkungen verhindert werden 
können und welche steuerlichen Aspekte im 
Einzelfall zu berücksichtigen sind. 256 
Seiten, 11,90 Euro

Mit einer Patientenverfügung legen Sie 
Ihre persönlichen Wünsche und Vor-
stellungen fest. Sie sind sofort auf der 
sicheren Seite. Außerdem erhalten Sie 
beim Kauf des Ratgebers kostenlosen 
Zugang zu Textbausteinen als Download, 
die Sie direkt für Ihre individuelle Ver- 
fügung einsetzen können. 168 Seiten, 
9,90 €

Wer sich gesund und fleischlos ernähren 
möchte, dem liefert „Vegetarisch kochen“ 
über 100 abwechslungsreiche Rezepte für 
jede Jahreszeit. Dabei zeigt sich: Kreatives 
Kochen, Schnelligkeit und regionale Zutaten 
müssen sich nicht ausschließen. Alle Rezepte 
aus »Vegetarisch Kochen« sind familiener-
probt, von den Ernährungsexperten der 
Verbraucherzentrale empfohlen und viel-
seitig: Zu jeder Jahreszeit gibt es Suppen, Salate, Hauptspeisen – herzhaft oder süß – 
und Geschenke aus der Küche. 176 Seiten, 19,90 €

Rund ein Drittel der elterlichen Aus- 
gaben für ein Kind übernimmt der Staat. 
Doch nur wer sich im System von 
 direkten Zuschüssen, indirekter 
Förderung und Steuernachlässen aus-
kennt und zurechtfindet, kann die 

Leistungen auch in Anspruch nehmen. Der Ratgeber erklärt verständlich 
die verschiedenen Arten der Hilfe, erläutert Anspruchsvoraussetzungen 
und verschafft Durchblick bei den notwendigen Formalitäten rund um 
Kindergeld, Wohngeld, BAföG oder Steuern. 216 Seiten,  11,90 €
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 I M P R E S S U M 
 

Die VerbraucherZeitung 

Für überflüssige und zu teure Versicherungen wird eine Menge Geld 
ausgegeben. Dieser Ratgeber informiert, welche Versicherungen Sie 

wirklich brauchen, im Beruf und 
Privatleben, bei der Altersvor-
sorge, beim Immobilienbesitz 
oder auf Reisen – und welche 
Sie getrost kündigen können. 
•  Die Versicherungssituation 

richtig analysieren
•  Für jede Lebenssituation den 

passenden 
Versicherungsschutz finden

224 Seiten, 12,90 €

Angebote & Entgelte

Besuchen Sie uns auch im Internet: 

l www.vz-saar.de

 http://www.ratgeber-verbraucherzentrale.de/DE-SL/ratgeber
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